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„Aber gleichzeitig gestatte ich mir hinzuzufügen:  
es war eine Schlacht, die ich für Euch alle geliefert habe, 

 um das monarchische Prinzip zu retten“1

 

I. Zum Untersuchungsgegenstand, zur Fragestellung und der Vorgehensweise 

Die hannoversche Geschichte der 1830er-Jahre ist eng mit der Person König Ernst 

Augusts von Hannover (1771 – 1851) verbunden. Von ihm stammt das obige Zitat, 

das er an seinen Schwager, den Großherzog von Mecklenburg - Strelitz, kurz vor dem 

Beschluss des Deutschen Bundes über die Abweisung der hannoverschen 

Verfassungsangelegenheit schrieb. In dieser Ausarbeitung soll es nicht darum gehen, 

die Ereignisse des so genannten hannoverschen Verfassungsstreits zu untersuchen 

oder zu interpretieren, sondern klarzumachen, inwiefern sich die beiden 

Verfassungstexte von 1833 und 1840 in wesentlichen Bestimmungen unterscheiden. 

So sollen in dieser Untersuchung diese beiden Verfassungsurkunden beleuchtet, 

verglichen und ihre Hauptunterschiede verdeutlicht werden. Ausgehend von der 

„neuen“ Verfassung soll gezeigt werden, welches politisches Kalkül hinter dem so 

genannten Verfassungsstreich Ernst Augusts von 1837 stand und welche politischen 

Überlegungen ihn beim Entwurf der neuen Verfassung geleitet haben. Es soll überlegt 

werden, ob es Bestimmungen im Landesverfassungsgesetz gibt, die im 

Zusammenhang mit dem Verfassungsstreit stehen könnten. Die Frage, warum Ernst 

August die bestehende Verfassung von 1833 absetzte und eine neue Verfassung 

anstrebte, soll im Laufe dieser Ausarbeitung geklärt werden. Im Vordergrund steht die 

These, dass Ernst August hauptsächlich für die Durchsetzung des „monarchischen 

Prinzips“ kämpfte, welches er im Landesverfassungsgesetz fest verankern konnte und 

aufgrund dessen er überhaupt das Staatsgrundgesetz außer Kraft gesetzt hatte.  

 

Im ersten Punkt dieser Ausarbeitung werden die Ereignisse in Hannover in den 

historischen Kontext gestellt, um deutlich zu machen, dass es sich beim 

Verfassungsbruch König Ernst Augusts um ein singuläres Vorkommen innerhalb des 

Deutschen Bundes handelte. Auch ist beabsichtigt, auf diese Weise aufzuzeigen, 

warum die Mehrheit der Mitglieder des Deutschen Bundes sich schließlich gegen eine 

Verurteilung des Verfassungsbruchs Ernst August entschieden. Zu diesem Zweck soll 

der Bundesbeschluss vom 5. September 1839 und dessen Rezeption in Hannover 

näher betrachtet werden. Im Hauptteil geht es, wie bereits beschrieben, um die 

                                                 
1 Willis, Geoffrey Malden: Ernst August König von Hannover, Hannover 1961, S. 284. 
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Bestimmungen des Landesverfassungsgesetzes von 1840. Es wird herausgearbeitet 

werden, wie sich das Königreich Hannover nach dem Willen König Ernst Augusts 

entwickeln sollte. Anhand einer systematischen Einteilung, wenn immer möglich wie 

auch in den Verfassungstexten verwandt, sollen die Hauptunterschiede 

herausgearbeitet werden. Der Übersichtlichkeit halber wird darauf verzichtet, jeder 

Angabe nach den Verfassungstexten eine Fußnote zu geben. Statt dessen werden 

folgende Abkürzungen unter Angabe des jeweiligen Paragraphen in Klammern hinter 

jede Angabe gesetzt: Für das Staatsgrundgesetz von 1833: (StGG) und für das 

Landesverfassungsgesetz von 1840: (LVG). Im Anschluss an den Vergleich wird 

versucht werden, das LVG anhand verschiedener Kriterien zu beurteilen und zu 

bewerten. In der Schlussbetrachtung sollen die wesentlichen Ergebnisse kurz 

zusammengefasst werden. Auch soll versucht werden, einen Ausblick auf die ersten 

Jahre der neuen Verfassung und deren Verwirklichung zu geben sowie bei der 

Untersuchung angefallene weiterführende Fragestellungen zu entwickeln. 

Die Literatursituation für das Hannover der 1830er Jahre und die speziell 

Verfassungen betreffend ist als sehr dünn zu bezeichnen. Der zweite Band der 

Verfassungsgeschichte von Ernst Rudolf Huber2 sowie die Politische Geschichte 

Reinhard Oberschelps3 sind für diese Arbeit als grundlegende Sekundärliteratur 

herangezogen worden. Im Wesentlichen handelt es sich bei diesem 

Verfassungsvergleich um eine auf Quellen basierende Untersuchung. Diese hält sich 

eng an den beiden Verfassungstexten sowie einigen in den historischen Kontext 

gehörenden und für diese Fragestellung wichtigen königlichen Patente. Zur 

Einordnung der Verfassungen wurde zudem die Deutsche Verfassungsgeschichte von 

Grimm4 herangezogen. 

In der NDB ist die Feststellung zu lesen, dass die „neue Landesverfassung … (1840) 

… im wesentlichen vom Staatsgrundgesetz abgeschrieben war. Sie ließ das 

Gesetzgebungsrecht der Ständeversammlung und die agrarpolitischen Neuerungen 

unangetastet und schränkte lediglich das ständische Budgetrecht ein.“5 Dieser These 

soll im Folgenden nachgegangen werden und am Ende einer eingehenden Bewertung 

unterzogen werden. 

                                                 
2 Huber, Ernst Rudolf: Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. 2. Der Kampf um Einheit und 
Freiheit 1830 bis 1850, Stuttgart 1960. 
3 Oberschelp, Reinhard: Politische Geschichte Niedersachsens, 1803 – 1866, Hildesheim 1988. 
4 Grimm, Dieter: Deutsche Verfassungsgeschichte 1776 – 1866. Vom Beginn des modernen 
Verfassungsstaats bis zur Auflösung des Deutschen Bundes, Frankfurt a. M. 1988. 
5 Mühlhan, Bernhard: Ernst August, in: Historische Kommission bei der bayrischen Akademie der 
Wissenschaften (Hrsg.): Neue Deutsche Biographie, Band 4, Dittel – Falck, Berlin 1959. 
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II. Die Vorgeschichte des Landesverfassungsgesetzes 

In dem zu behandelnden Zeitabschnitt fallen viele für Hannover einschneidende 

Ereignisse, die auch weit über die Landesgrenzen hinaus für Aufsehen gesorgt haben.6  

Auf dem Wiener Kongress wurde Hannover zum Königreich erhoben und erhielt 

zudem erhebliche territoriale Zugewinne. Nach wie vor befand sich Hannover in der 

seit 1714 bestehenden Personalunion mit Großbritannien. Die Landesherren residierte 

nicht in Hannover sondern in London und kam auch nur selten oder gar nicht in sein 

Königreich. Im Jahr der Karlsbader Beschlüsse erhielt Hannover ein 

Verfassungsgesetz7, das unter anderem dazu diente, die neuen Landesteile, die auf 

dem Wiener Kongress hinzugewonnen worden waren, in das Königreich 

einzugliedern und politisch zu integrieren. Das Königreich Hannover reihte sich damit 

in die Reihe der konstitutionellen Staaten in Deutschland ein. Zahlreiche Staaten, wie 

die beiden Großmächte Preußen und Österreich, hatten dagegen noch keine 

Verfassung erlassen. 

Anfang der 1830er Jahre wurden die Arbeiten an einem neuen Verfassungsgesetz 

begonnen. Die frühe Phase der 1830er-Jahre in Hannover ist in engem 

Zusammenhang mit den englischen Parlamentsreformen zu sehen, da ja in beiden 

Staaten immerhin derselbe König an der Spitze stand.8 Außerdem gab es im Zuge der 

Ereignis um die Juli-Revolution in Frankreich von 1830 lokale Unruhen im 

Königreich, die die Unzufriedenheit im Lande mit der bestehenden Ordnung zeigten. 

Der Erlass des Staatsgrundgesetzes im September 1833 unter Ernst Augusts 

Vorgänger Wilhelm IV. bedeutete für Hannover einen weiteren großen Schritt in 

Richtung Konstitutionalismus: zum ersten Mal in der Geschichte Hannovers wurden 

die Regierungsgeschäfte auf eine verfassungsmäßige Grundlage gestellt, verglichen 

mit dem königlichen Patent vom 7. Dezember 1819.9 Die ständischen 

Mitbestimmungsrechte wurden erheblich erweitert. Mit dem Ende der Personalunion 

mit Großbritannien durch den Tod Wilhelms IV. am 20. Juni des Jahres 1837 änderte 

sich sowohl der politische Kurs als auch das politische Leben in Hannover.10 Dies war 

bis dahin darauf ausgerichtet gewesen, dass die meisten Vorgänger Ernst Augusts in 

                                                 
6 Oberschelp, Reinhard: Politische Geschichte Niedersachsens, 1803 – 1866, Hildesheim 1988. S. 139 
– 140. 
7 Königliches Patent vom 7. Dezember 1819.. 
8 Gemeint ist die so genannte Reform Bill von 1832. 
9 Siehe dazu die Diskussion des Patents bei Kolb, Karlheinz/Teiwes, Jürgen: Beiträge zur politischen, 
Sozial- und Rechtsgeschichte der Hannoverschen Ständeversammlung von 1814 – 1833 und 1837 – 
1849, Hildesheim 1977 (= Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens 88), S. 39 - 42. 
10 Die Personalunion endete aufgrund unterschiedlicher Erbfolgeregelungen in den beiden Staaten. 
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London residierten und die Regierungsgeschäfte von dort aus geleitet wurden. Die 

Reform Bill und der Erlass der StGG bedeuteten in den beiden Staaten jeweils eine 

Stärkung des Parlaments und eine Reduktion der monarchischen Rechte. Im 

Spätherbst des Jahres 1833 trat nach beinahe zweijähriger Ausarbeitungsphase das 

Staatsgrundgesetz in Hannover in Kraft. Von See weist darauf hin, dass es während 

der Phase der Ausarbeitung der Verfassungsurkunde ratsam gewesen wäre, sich mit 

dem künftigen König, der als hochkonservativ galt, über die Neuregelungen zu 

einigen. „Gerade dies aber“, so spekuliert von See, „ist bewußt vermieden worden, 

obwohl – oder gerade weil – man wußte, dass zweifellos Agnatenrechte tangiert 

waren.“11 Wie später gezeigt werden soll, ist diese Tatsache nicht unherheblich. 

Ernst August, wie auch Wilhelm IV. ein Sohn Georgs III., folgte auf den 

hannoverschen Thron. Er schwor nicht, wie im Staatsgrundgesetz (§ 13) vorgesehen, 

auf die „unverbrüchliche Festhaltung“ der Verfassung, sondern erließ einige Tage 

nach seiner Ankunft in der Hauptstadt ein Patent12, in dem er die Prüfung des 

Staatsgrundgesetzes ankündigte. In einem zweiten Patent erklärte er schließlich 

Anfang November das StGG für ungültig und stellte das Staatsleben in Hannover 

wieder auf die Grundlage des Verfassungsgesetzes von 181913. 

Mit dem später zu behandelnden Bundesbeschluss vom 5. September 1839 (s. Kap. 

II.2) wurde der hannoversche Verfassungsstreit vor dem Deutschen Bund beendet. 

Die Opposition brach aufgrund dieses Bundesbeschlusses beinahe völlig zusammen. 

„Sie war außerdem in sich uneins.“14 Es gab nämlich verschiedene Positionen 

bezüglich der Weiterführung des Verfassungskampfes. Es dauerte bis zum Jahr 1840, 

bis Hannover eine neue Verfassung bekam: das Landesverfassungsgesetz vom 6. 

August 1840. In den drei Jahre, die zwischen dem Regierungsantritt Ernst Augusts 

und dem Erlass der Verfassung liegen, fand der so genannte hannoversche 

Verfassungsstreit statt.  

 

 

                                                 
11 See, Klaus von: Die Göttinger Sieben. Kritik einer Legende, Heidelberg 1997 (= Beiträge zur neuern 
Literaturgeschichte 155), S. 15. 
12 Patent zum Regierungsantritt des Königs Ernst August vom 5. Juli 1837, in: Huber, Ernst Rudolf 
(Hrsg.): Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1. Deutsche Verfassungsdokumente 
1803 - 1850, Stuttgart u.a. 31978, S. 290 – 292. 
13 Patent über die Aufhebung der Verfassung vom 1. November 1837, in: Huber, Dokumente I, S. 292 
– 294. 
14 Willis, Ernst August, S. 296. 
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II.1 Der Verfassungsbruch Ernst Augusts 

Bevor der eigentliche Vergleich beider Verfassungstexte stattfinden kann, sollte der 

so genannte Staatsstreich Ernst Augusts kurz näher untersucht werden. Auf diese 

Weise soll sowohl die Persönlichkeit Ernst August näher beleuchtet als auch seine 

Motive deutlicher werden. Nicht zuletzt ist dies wichtig für die später vorzunehmende 

Einordnung des LVG, da mit dem Argumentationsstrang der königlichen Regierung 

die Punkte deutlich werden, die Ernst August am StGG störten und die er mit dem 

Staatsstreich zu beseitigen suchte. Mit dem königlichen Patent vom 5. Juli 1837 

kündigte Ernst August die Prüfung des Staatsgrundgesetzes an, an das er sich nicht 

gebunden fühlte.15 Nach Paragraph 13 des StGG hätte Ernst August bei seinem 

Regierungsantritt auf die Einhaltung der Verfassung schwören müssen. 

Die Argumentationsbasis Ernst Augusts für das Aussetzen des Staatsgrundgesetzes 

lieferte der Brief an die allgemeine Ständeversammlung, der im Zusammenhang mit 

der Verkündung des Staatsgrundgesetzes stand. Wilhelm IV. hatte im Vorwort zum 

StGG erklärt, dass er die von den von der Ständeversammlung beschlossenen 

Verfassungsentwurf „nur in einigen wenigen Punkten zur Sicherstellung Unserer 

landesherrlichen Rechte…einer Abänderung bedürftig gefunden“ habe. Dieser Passus 

bot Ernst August die Möglichkeit, das Staatsgrundgesetz als nicht verfassungsgemäß 

zu betrachten, da diese Änderungen nicht, wie vorgesehen, von Ständen und König in 

beiderseitigem Einvernehmen verändert worden waren.  Die Argumentation lief 

darauf hinaus, dass Ernst August das StGG als ein ihn nicht bindendes Gesetz 

betrachtete, „da es auf eine völlig ungültige Weise errichtet worden ist.“16 Er verwies 

dabei auf das Patent vom Dezember 1819 und einen Brief der Ständeversammlung 

vom 30. April 1831, in dem die Ständeversammlung aussprach, dass die Verfassung 

„nur durch einhelliges Zusammenwirken des Königs und der Stände zu Stande 

gebracht werden könne.“17 Behr beurteilt das Staatsgrundgesetz von 1833 aufgrund 

dieser einseitig vorgenommenen Abänderung als „Oktroi.“18 Demnach sei das StGG 

nicht von Ständen und König gemeinsam beschlossen worden, sondern aufgrund der 

Abänderungen, die nicht von den Ständen beschlossen wurden, einseitig von Wilhelm 

IV. in Kraft gesetzt worden. 

                                                 
15 Patent vom 5. Juli 1837, in: Huber, Dokumente I, S.290 - 292 
16 Patent vom 1. November 1837, in: Huber, Dokumente I, S. 292 – 294. 
17 ebd. 
18 Behr, Hans-Joachim: Georg von Schele 1771 – 1844. Staatsmann oder Doktrinär?, Osnabrück 1973 
(= Osnabrücker Geschichtsquellen und Forschungen), S. 117. 
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Des weiteren berief sich König Ernst August darauf, – und dies ist das eigentliche 

Hauptargument im Patent vom 1. November 1837 – dass die Bestimmungen des 

StGG für Ernst August unverbindlich sei, „weil sie Unsere agnatischen Rechte tief 

kränken und selbst unsere Regierungs-Rechte wesentlich verletzen.“19 Der König 

spielt damit auf die Tatsache an, dass er nicht um Zustimmung zum StGG gefragt 

worden war. Ernst August erklärte die „verbindliche Kraft des Staats-Grundgesetzes“ 

für erloschen und setzte das Patent vom 7. Dezember 1819 wieder in Kraft. Wie 

Oberschelp darlegt, ging es jedoch eigentlich darum, die im StGG in mehreren 

Artikeln festgeschriebene Einschränkung des monarchischen Prinzips zu streichen.20 

Zudem hatte Ernst August eine Neuordnung der Finanzverwaltung vor Augen. 

Im Folgenden gab es zahlreiche Protestaktionen, die erste nur zweieinhalb Wochen 

später mit dem Protest-Schreiben der so genannten Göttinger Sieben.21 Es gab zudem 

zahlreiche Eingaben an die Deutsche Bundesversammlung das Aussetzen des StGG 

betreffend. Zu nennen sind unter anderem die Eingabe der Stadt Osnabrück – unt der 

Federführung Carl Bertram Stüves22 - und die Eingabe zahlreicher Abgeordneter der 

Zweiten Kammer der hannoverschen Ständeversammlung.  Diese Eingaben brachten 

die hannoversche Angelegenheit vor den Deutschen Bund. Über die Legitimation des 

Deutschen Bundes, in den hannoverschen Verfassungsstreit eingreifen zu dürfen und 

zu entscheiden, findet sich eine breite Diskussion bei Huber23. An dieser Stelle kann 

leider nicht näher darauf eingegangen werden. 

  

II.2 Der Bundesbeschluss vom 5. September 1839 und dessen Rezeption in Hannover 

Mit dem Bundesbeschluss vom 5. September 1839 wurde der hannoversche 

Verfassungsstreit vor dem Deutschen Bundestag endgültig beendet: eine Einmischung 

in die inneren Angelegenheiten Hannovers wurde mit zehn gegen sechs Stimmen 

abgelehnt, mit der Begründung, dass „bei obwaltender Sachlage eine 

bundesgesetzlich begründete Veranlassung zur Einwirkung in diese inneren 

Landesangelegenheiten nicht bestehe.“24 Dagegen wurde jedoch die Hoffnung 

geäußert, dass der König sich mit den „dermaligen Ständen über das 

                                                 
19 Patent vom 1. November 1837, in: Huber, Dokumente I, S. 293. 
20 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 140. 
21 Protest-Schreiben der Göttinger Sieben an das Universität-Kuratorium vom 18. November 1837, in: 
Huber, Dokumente, S. 295-296. 
22 Carl Bertram Stüve (1798 – 1872), Bürgermeister in Osnabrück und einer der hartnäckigsten Gegner 
Ernst Augusts im Verfassungsstreit. Er war unter anderem an der Ausarbeitung des StGG beteiligt. 
23 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 106ff. 
24 Huber, Dokumente I, S. 303-304. 
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Verfassungswerk“ einigen werde.25 Unter anderem stimmten die beiden deutschen 

Großmächte Österreich und Preußen für die Ablehnung des bayrisch-badischen 

Antrages. Sie hatten selbst zu diesem Zeitpunkt noch immer keine Verfassung 

erlassen. An dieser Stelle sollte in aller Kürze erläutert werden, wie die Angelegenheit 

vor den Deutschen Bundestag gelangte und warum ein endgültiger Beschluss erst 

nach beinahe zwei Jahren gefasst wurde. Nach geltendem Bundesrecht hätte die 

Bundesversammlung von selbst aus tätig werden müssen. Huber nennt die Pflicht des 

Bundes zur Einmischung nach Artikel 56 der Wiener Schlussakte von 1820 eine 

„Aktivlegitimation“.26 Dieser wartete jedoch ab, bis die Eingaben von Seiten der 

Opposition an die Bundesversammlung gerichtet wurden. Hervorzuheben ist an dieser 

Stelle die Ausdauer der süddeutschen konstitutionellen Staaten, die für ein 

Einschreiten des Bundes kämpften und zahlreiche weitere Anträge einbrachten, die 

ein Einschreiten des Bundes forderten. Dadurch verlängerten die Staaten den 

Verfassungsstreit vor der Bundesversammlung. Die hannoverschen Stände waren von 

Ernst August immer wieder vertagt oder aufgelöst worden, eine konzertierte Aktion 

wurde auf diese Weise erschwert. 

Ernst August fühlte sich durch den Bundesbeschluss in seinem Handeln bestätigt.  

Der Beschluss wurde in Hannover dann im Patent vom 10. September 1839 

veröffentlicht. Darin legte die hannoversche Regierung den Bundesbeschluss so aus, 

dass von Seiten des Deutschen Bundestages anerkannt worden sei, „daß die 

Verfassung von 1833 aufgehoben und die Verfassung von 1819 wieder in Kraft 

gesetzt sei.“27 Vor diesem Hintergrund ist nun das neue Landesverfassungsgesetz vom 

August 1840 zu sehen, das nun im Folgenden näher betrachtet werden soll. 

 

III. Die Verfassung von 1840 im Vergleich mit dem Staatsgrundgesetz von 1833

Die Einteilung der folgenden Untersuchung erfolgt der Übersichtlichkeit halber nach 

den in den Verfassungstexten gegebenen Abschnitten. Beiden Verfassungstexten steht 

eine Verlautbarung des Königs an die allgemeine Ständeversammlung voran, in der 

letzte Änderungen und zusätzliche Bestimmungen angeführt werden, sowie diverse 

Bestimmungen näher erläutert werden. Wie bereits gezeigt, liegt im Vorwort des 

                                                 
25 Bundesbeschluß über die Abweisung der bayrisch-badischen Anträge vom 5. September 1839, in: 
Huber, Dokumente I, S. 304. 
26 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 107. 
27 Ders., S. 113. 
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StGG die Argumentationsbasis, wenn auch nicht das Hauptargument, für Ernst 

August hinsichtlich des Patents vom 1. November 1837. 

 

Das erste Kapitel des LVG behandelt allgemeine Bestimmungen des Königreiches 

Hannover, die Rechte und Pflichten des Königs, den Fall der Thronfolge und den 

einer Regentschaft. Allgemein ist zu konstatieren, dass die im StGG vorhandene 

Zweiteilung dieser Bestimmungen im LVG in einem Abschnitt zusammengefasst 

wurde, jedoch einige Bestimmungen, die den König und den Fall der Regentschaft 

betreffen, wesentlich erweitert wurden. Das Königreich Hannover bleibt auch nach 

dem LVG ein unteilbarer Staat und ein Teil des Deutschen Bundes mit den daraus 

resultierenden Rechten und Pflichten (§§ 1-2 LVG). Neu hinzugefügt wurde jedoch 

der Absatz, dass diese Rechte und Verpflichtungen „durch die innere Landes-

Verfassung nicht abgeändert werden“ können (§ 2 LVG).  

Der König vereinigt die gesamte Staatsgewalt in sich (§ 5 LVG), wie auch schon im 

StGG (§§ 1,6). Deutlicher als im StGG wird festgestellt, dass der König nur in der 

Ausübung bestimmter Rechte von der Mitwirkung der Stände abhängig ist. Schon in 

diesem allgemeinen Teil wird angekündigt, dass der König somit als höchste Instanz 

und Souverän im Königreich anzusehen ist. Jedoch besteht nach Paragraph 4 LVG im 

Königreich Hannover eine „landständische Verfassung“.28 Diese Bestimmung findet 

sich nicht im StGG und ist sicherlich als ein Ergebnis des Verfassungskonfliktes und 

der Auseinandersetzung vor der Bundesversammlung zu sehen. Bezug nehmend auf 

den Artikel 13 der Deutschen Bundes-Akte, der besagt, dass in „allen 

Bundesstaaten…eine landständische Verfassung statt finden“29 wird, wird dieser 

Grundsatz auch für Hannover übernommen. Das LVG steht damit im Einklang mit 

den Bestimmungen des Deutschen Bundes und ist in dieser Hinsicht nicht anfechtbar. 

Eine weitere Änderung betrifft die verfassungsmäßige Mitbestimmung der Stände für 

die Ordnung der Finanzen, die nach Paragraph 3 StGG notwendig gewesen war. Wie 

später gezeigt werden wird, besteht in der Nichtaufnahme dieser Bestimmung in die 

                                                 
28 Hier taucht die Frage auf: Was ist eine landständische Verfassung? Eine eindeutige Klärung dieser 
Frage ist beinahe unmöglich, zu viele Möglichkeiten der Einschätzung bieten sich. Die zeitgenössische 
Auffassung wird am besten deutlich in der Auseinandersetzung von Welcker und Gentz über die 
landständische Verfassung. Diese behandelte die Frage, ob es sich dabei um eine 
Vertretungskörperschaft altständischen Stils oder um eine moderne Volksrepräsentation handelte. Eine 
landständische Verfassung stellte aber eine endgültige Bindung des Landesherren an diese dar, und der 
Fürst konnte diese weder aufheben noch ohne Absprache mit den Ständen abändern. Siehe auch: 
Reden-Dohna, A. v.: Landständische Verfassung, in: Erler, Adalbert/Kaufmann, Ekkehard (Hrgg.): 
Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte (HRG), Bd. 2, Haustür – Lippe, Berlin 1978. 
29 Artikel 13 DBA, zitiert nach: Huber, Dokumente I, S. 88. 
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neue Verfassungsurkunde einer der wesentlichen Unterschiede der beiden 

Verfassungen. 

Das LVG bestimmt, dass der Thronfolger im Falle des Todes des König 

„unmittelbar“, also sofort und ohne dass „es dazu irgendeiner weiteren Handlung 

bedarf“ die Regierung antritt (§ 14 LVG). Die Bestimmung im StGG über den 

Regierungsantritt besagt dagegen, dass der König seinen Regierungsantritt mittels 

eines Patents bekannt macht, in dem er „bei Seinem Königlichen Worte die 

unverbrüchliche Festhaltung der Landesverfassung“ zusichert (§ 13 StGG). Auch 

dieser Zusatz ist vor dem Hintergrund des Verfassungsstreits zu sehen: Der 

Thronfolger ist also quasi per Automatismus der neue König – ohne dass eine 

Bekanntmachung, ein Eid auf die Verfassung oder Ähnliches vonnöten wäre. Der 

König steht somit über dem Landesverfassungsgesetz und ist extrakonstitutionell. Auf 

diesen Punkt wird bei der Beurteilung des LVG detaillierter eingegangen werden. 

Durch das LVG wird die Regelung der Regentschaft erheblich ausgeweitet und 

deutlicher ausgeführt. Wichtig ist hier der Unterschied, dass eine Regentschaft nur 

eintreten kann, wenn der König „minderjährig…oder in solchen geistigen Zustande 

Sich befindet, welcher Ihn zur Führung der Regierung unfähig macht.“ (§ 17 LVG) 

Eine Regentschaft endet dagegen, wenn die Minderjährigkeit vorüber ist oder der 

geistige Zustand, der ihn an der Regierung hindern würde, aufgehört hat (§ 24 LVG). 

Das Kriterium Minderjährigkeit ist auch im StGG zu finden, doch anstelle des 

geistigen Zustandes wird hier lediglich eine Regentschaft in Aussicht gestellt, wenn 

der König „sonst an der eignen Ausübung der Regierung verhindert ist.“ (§ 14 StGG). 

Diese Regelung ist sicherlich in dem Lichte zu sehen, dass der Thronfolger, der 

spätere Georg V., erblindet war und so sichergestellt werden sollte, dass er die 

Nachfolge seines Vaters antreten kann. Auch der Fall einer längeren Abwesenheit des 

Königs wird expliziter geregelt als zuvor (§ 16 LVG). An dieser Stelle hatten die 

Stände ein Druckmittel. Ernst August wollte auf jeden Fall, dass sein erblindeter Sohn 

der künftige Königs Hannover werden sollte. Inwieweit sie es nutzen konnten, zeigen 

die folgenden Bestimmungen. 

 

Im zweiten Kapitel des LVG geht es um die allgemeinen Rechte und Pflichten der 

Untertanen. Wie auch beim StGG handelt es sich hierbei mehr oder weniger um einen 

„Grundrechtskatalog“30, der jedoch nicht nach heutigen demokratischen Grundsätzen 

                                                 
30 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 121. 
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betrachtet werden sollte. Untertan des Königs von Hannover konnte nur jemand „nach 

Gesetz und Herkommen werden“ (§ 27 LVG). Im StGG bedurfte es dafür nach der 

„Maßgabe der Gesetze“ der „Geburt oder Aufnahme“ (§ 27 StGG). 

Eine Verhaftung eines Untertanen darf nur stattfinden, wenn es im gesetzlichen 

Rahmen verläuft (§ 30 LVG). Das Wort „verfolgt“ wurde in der Verfassungsurkunde 

nicht wieder aufgenommen, so wie es noch der Paragraph 34 des StGG vorsah. Eine 

Verhaftung darf nur nach den gültigen Gesetzen stattfinden, Schutz vor Verfolgung 

ist jedoch keine verfassungsmäßige Garantie mehr. Damit werden die Rechte der 

Landesuntertanen eingeschränkt, da die Verfassung nicht mehr dafür garantiert, dass 

sie nicht unter Beobachtung gestellt oder verfolgt werden können. 

Die volle Religionsfreiheit gebührt allen Landeseinwohnern, die einer der christlichen 

Kirchen angehören (§ 32 LVG). Wird den „jüdischen Glaubensgenossen“ in 

Paragraph 30 des StGG eine Regelung ihrer Rechtsverhältnisse durch ein Gesetz in 

Aussicht gestellt, so wird auf eine Aufnahme in das LVG gänzlich verzichtet, denn im 

adäquaten Artikel findet sich keine Bestimmung über die jüdische Religion. Die 

Frage der Religiösität Ernst August und seiner theologischen Vorstellungen bedürfte 

einer weiteren Untersuchung, die an dieser Stelle leider keinen Platz finden kann. 

Die Regelungen über die Ablösung der bäuerlichen Lasten haben Bestand, wie in 

Paragraph 41 LVG geregelt. Zumindest hier wurden die Regelungen fort geführt, die 

Anfang der 1830er-Jahre unter wesentlicher Mitwirkung Stüves beschlossen wurden. 

Die „Beseitigung der Grundherrschaft“ blieb bestehen, die Gesetzgebung bildet in der 

„gesamten Bauernbefreiung…den gelungensten Abschnitt.“31

 

Wenig Veränderungen erfuhr der Abschnitt über die Gemeinden und Körperschaften 

(Drittes Kapitel LVG). Die wesentlichen Bestimmungen wurden zum Teil 

wortwörtlich übernommen oder leicht unformuliert. Doch finden sich keine 

Änderungen, die die Rechte der Gemeinden beschränken oder erheblich tangieren 

würden. 

 

Der Abschnitt über die Kirchen (Viertes Kapitel LVG) wurde ebenfalls wenig 

verändert. In mehreren Abschnitten wird jedoch deutlich darauf hingewiesen, dass der 

König „kraft der ihm zustehenden Staatsgewalt“ (§ 64 LVG) sowohl das 

                                                 
31 Treue, Wilhelm: Gesellschaft, Wirtschaft und Technik Deutschlands im 19. Jahrhundert, in: 
Grundmann, Herbert (Hrsg.): Gebhardt Handbuch der deutschen Geschichte, Bd. 17, München 111999., 
S. 32. 
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Oberaufsichts- als auch das Schutzrecht über beide Kirchen inne hat. Die Regelung 

der inneren geistigen Angelegenheiten der Kirchen findet ebenfalls unter der 

„Oberaufsicht des Königs“ statt (§ 65 LVG). In den Paragraphen 58 und 59 des StGG 

finden sich diese Oberaufsichtsklauseln kraft Staatsgewalt nicht so stark ausgeprägt. 

Wie auch in den vorigen Kapitel ist die Aufnahme dieser Bestimmungen dahingehend 

zu deuten, dass Ernst August auf diese Weise sein Sicherheitsbedürfnis befriedigen 

und sein Verfassungsverständnis in allen nur erdenklichen Passagen des neuen 

Gesetzes fest verankern wollte. 

 

Die wohl umfangreichsten Veränderungen erfuhren die Bestimmungen „Von den 

Landständen“ (5. Kapitel LVG). Zwar blieb das Zweikammernsystem, das schon mit 

dem Patent vom 7. Dezember 1819 eingeführt worden war, bestehen, doch wurden 

sowohl die Zusammensetzung als auch die Rechte der allgemeinen 

Ständeversammlung stark eingeschränkt. Nach § 111 LVG bestand der Wirkungskreis 

der Stände darin, „die ihr in dieser Verfassungsurkunde beigelegten Rechte 

wahrzunehmen.“ Nach Paragraph 83 des StGG war die Ständeversammlung dazu 

„berufen, die grundgesetzlichen Rechte des Landes zu vertreten und dessen dauerndes 

Wohl möglichst zu befördern.“ Allein die Formulierung deutet an, dass der 

Aufgabenbereich der Stände erheblich eingeschränkt wurde. Deutlich wird dies bei 

Betrachtung der Bestimmungen, in denen die Aufgabenbereiche der Stände festgelegt 

sind. So haben diese zwar wieder das „dreifache Mitwirkungsrecht bei der 

Gesetzgebung, der Mitwirkung bei der Verwaltung der Landesfinanzen und der 

Beschwerdeführung“32, allerdings schränkten die Paragraphen 113 – 115 diese 

Mitwirkung stark ein: „Die Mitwirkung der Stände beschränkt sich auf den 

wesentlichen Inhalt der Gesetze. Die Bearbeitung der Gesetze nach Maßgabe der 

ständischen Beschlüsse verbleibt der Regierung allein.“ (§ 113) Ein volles Recht der 

Zustimmung erhielten die Stände nach § 114 LVG nur bei Landesgesetzen über die 

Steuern, durch welche den Untertanen „neue Lasten oder Leistungen auferlegt oder 

bestehende abgeändert werden sollen“. Andere Gesetze waren nicht 

zustimmungspflichtig, sondern sollten der Ständeversammlung lediglich „zur 

Berathung und Erklärung vorgelegt werden.“ (§ 115 LVG) Entscheidend in diesem 

Zusammenhang ist auch, dass Gesetzesentwürfe nur noch von Seiten des König an die 

Stände gebracht werden konnten, nicht anders herum. Die Stände waren lediglich in 

                                                 
32 Behr, Schele, S 218. 
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der Lage, den Erlass, die Abänderung oder Aufhebung von Gesetzen zu beantragen (§ 

119 LVG). Im StGG ist zwar ebenfalls davon die Rede, dass Gesetzesentwürfe „von 

Seiten der Regierung an die Stände“ gelangen (§ 88 StGG). Ausdrücklich wird diesen 

jedoch das Recht zugesprochen, Gesetzesänderungen zu beantragen und 

„Gesetzesentwürfe vorzulegen“. Damit handelt es sich um eine weitere Beschneidung 

ständischer Rechte, da die legislative Arbeit nur noch zu den Rechten des Königs 

zählt, die Stände nach dem LVG nur noch ein Gesetz beantragen können statt, wie 

zuvor im StGG bestimmt, selbst einen Gesetzesentwurf vorzulegen. 

Des weiteren ist der König in der Lage, „ein den Ständen zur verfassungsmäßigen 

Mitwirkung vorgelegtes Gesetz bis zur dessen Verkündigung zurückzunehmen.“ (§ 

118 LVG). Diese Bestimmung bedeutet ebenfalls eine erhebliche Einschränkung der 

ständischen Mitbestimmungsrechte. Wenn die Stände eine Änderung „des von ihnen 

vorgelegten Gesetzesentwurfes“ beschließen sollten, konnte die Regierung diesen nur 

unter dieser Bedingung „ganz zurücknehmen.“ (§ 85 StGG) Schließlich ist die 

Verpflichtung, „vorzugsweise die vom Könige an sie [die Ständeversammlung] 

gebrachten Anträge…jederzeit zuerst in Berathung zu nehmen“ (§ 110 LVG) eine 

weitere Beschränkung, da der König auf diese Weise die ständische Arbeit lahm legen 

konnte. Entsprechendes findet sich nämlich im StGG nicht. 

Das Zusammentreten der allgemeinen Ständeversammlung, das nach dem StGG 

mindestens einmal pro Jahr statt finden sollte (§ 118), wurde auf eine Einberufung 

alle zwei Jahre abgeändert (§ 106 LVG). Auch war es den Kammern nicht erlaubt, 

sich eigenmächtig zu versammeln oder nach einer Vertagung versammelt zu bleiben 

(§ 109 LVG). Sollten inzwischen jedoch dringende Angelegenheiten es erfordern, so 

konnte der König eine Einberufung verfügen. Diese geringere Dichte der Sitzungen 

machte die Stände handlungsunfähiger, da sie sich unter Umständen nicht so häufig 

versammelt sahen und die Kommunikation über Angelegenheiten aller Art gehemmt 

wurde. Es war vorgesehen, dass Beamte einer Erlaubnis ihrer Behörde bedurften, 

wenn sie an der Ständeversammlung teilnehmen wollten (§ 99 LVG). Dadurch konnte 

verhindert werden, dass allzu oppositionelle Kräfte, die sich im Staatsdienste 

befanden, am politischen Leben in Hannover beteiligen konnten. 

Was die Zusammensetzung der allgemeinen Ständeversammlung betrifft, so wurde in 

der neuen Verfassungsurkunde wenig im Vergleich zum StGG geändert, es gab „nur 

geringfügige Abweichungen.“33 Die Zusammensetzung der ersten Kammer wurde im 

                                                 
33 Behr, Schele, S. 217. 
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Paragraphen 83 des LVG geregelt. Ein Vergleich mit Paragraph 93 des StGG ergaben 

wenige Veränderungen. So war statt zweier evangelischer Geistlicher nur noch einer 

vertreten (Punkt 10 beider Verfassungen). Der Direktor der Domänenkammer wurde 

als neues Mitglied in die erste Kammer der Ständeversammlung aufgenommen (Punkt 

12 LVG). Auch konnte der König nur noch ein statt zuvor vier Mitglieder der ersten 

Kammer benennen (Punkt 13 StGG, Punkt 16 LVG). Damit wird der königliche 

Einfluss eingeschränkt. Die zweite Kammer wurde ebenfalls in der Zusammensetzung 

verändert, zahlenmäßig besonders durch die „Wiederaufnahme der nichtadeligen 

Mitglieder des Schatzkollegiums“.34 Des weiteren erhielten die Grafschaften Hoya 

und Diepholz zusammen eine weitere Stimme (§ 88, Punkt 8 LVG).  

Die zahlreichen Bestimmungen die Provinziallandschaften und deren Organisation 

betreffend fanden keine Wiederaufnahme in das LVG. War noch in mehreren Artikeln 

des StGG die Aufteilung der Provinziallandschaften in Curien (§ 75 StGG) und deren 

Aufgabenbereich (§§ 76 – 81) geregelt, so beschränkte sich das LVG in drei Artikeln 

darauf, das Mitbestimmungsrecht der Provinziallandschaften auf die „Zustimmung 

zur Erlassung, Wiederaufhebung, Abänderung und authentische Interpretation aller 

Provinzialgesetze, welche die persönliche Freiheit, das Privateigenthum, oder sonstige 

wohlerworbene Rechte der Unterthanen“ zu begrenzen (§ 82 LVG). 

Sicherlich als Ergebnis des Verfassungsstreits ist Paragraph 125 des LVG anzusehen, 

der bestimmt, dass die allgemeine Ständeversammlung nicht über „die verbindende 

Kraft oder Rechtmäßigkeit der von der Bundes-Versammlung gefaßten Beschlüsse“ 

beraten oder beschließen dürfe. Den Ständen wird somit zwar weiterhin eine 

politische Einmischung in die Angelegenheiten der Bundesversammlung versagt, 

jedoch darf sie nicht einmal mehr über deren Beschlüsse Beratungen anstellen. Sie hat 

sich deren Beschlüsse widerspruchslos zu fügen.  

 

Eine umfassende Neuregelung erfuhr ebenfalls das Kapitel „Von den Finanzen“ 

(Sechstes Kapitel des LVG). Die entscheidende Veränderung – und Hauptunterschied 

- des LVG im Vergleich zum StGG war, dass die Vereinigung der Kassen (§ 133 

StGG) wieder aufgehoben wurde (§ 137 LVG). Die seit 1834 bestehende 

Generalkasse wurde wieder in zwei Kassen aufgeteilt, nämlich in die Landeskasse 

und in die königliche Kasse, über die nur der König allein verfügen durfte. Diese 

                                                 
34 Behr, Schele, S. 217. 
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durch das StGG ins Leben gerufene „dualistische“35 Finanzverwaltung war damit 

beendet. Die königliche Kasse „vereinnahmte die Erträgnisse der königlichen 

Domänen, der alten Besitzungen des Königlichen Hauses, und der sogenannten 

Regalien“, also Zölle, Einnahmen der Post, der Bergwerke und Salinen.36 Ernst 

August versuchte, diese alte, unabhängige Stellung der königlichen Kasse durch die 

Kassentrennung wiederzuerlangen. Er allein wollte über die königliche Kasse 

verfügen – ohne die Mitbestimmung und Zugriffsmöglichkeit der allgemeinen 

Ständeversammlung. Diese erhielt lediglich die Bewilligungsrechte über die 

Landeskasse, durfte jedoch „Ausgaben, welche auf bestimmten bundes- oder 

landesgesetzlichen oder auf privatrechtlichen Verpflichtungen beruhen, … nicht 

verweigern.“ (§ 150 LVG). 

Damit verlor die allgemeine Ständeversammlung die Kontrollmöglichkeit über die 

königlichen Kasse. Lediglich war vorgesehen, ihr zu Beginn jeder ordentlichen 

Sitzungsperiode, also nur noch alle zwei Jahre, eine Übersicht über die königlichen 

Ausgaben zu geben (§ 138 LVG). Die Ausgaben aus der Landeskasse werden 

budgetiert der Ständerversammlung zur Prüfung und Bewilligung vorgelegt (§ 150 

LVG). Das StGG sah dagegen vor, der Ständeversammlung ein jährliches Budget 

vorzulegen (§ 139 StGG). Die Landesausgaben bedurften ebenfalls der jährlichen 

Bewilligung der Stände (§ 145 StGG). Das Steuerbewilligungsrecht blieb der 

Ständeversammlung erhalten. Das so genannte Budgetrecht ist eines der wesentlichen 

Kriterien, nach dem eingeschätzt werden kann, wie viel Macht eine parlamentarische 

Versammlung besitzt. Es wurde der Ständeversammlung durch diesen Abschnitt zum 

Teil genommen. Ernst August kämpfte für eine vollkommene Kontrolle über seine 

Finanzen. Die ständische Mitbestimmung über die königliche Kasse war ihm ein 

Dorn im Auge, den er beseitigen konnte. 

Das durch das StGG aufgelöste Schatz-Kollegium wurde wieder eingerichtet (§ 159 

LVG). Diesem untersteht die Verwaltung der Landeskasse. Es wird zum Teil vom 

König ernannt, zum Teil „durch ständische Wahlen unter Königlicher Bestätigung 

besetzt“. Hier ist eine weitere Einschränkung der ständischen Mitbestimmung zu 

erkennen, denn durch das Recht der Bestätigung erhält der König die Möglichkeit, 

ihm nicht genehme ständische Vertreter nicht zum Schatz-Kollegium zuzulassen.  

Die Steuerbewilligung, die einen Teil der ständischen Mitbestimmungsrechte nach 

dem StGG ausmachte, wurde durch das LVG eingeschränkt. „Die rechtlichen 
                                                 
35 Willis, Ernst August, S. 93. 
36 Ebd. 
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Befugnisse der Stände hinsichtlich der Finanzverwaltung waren…wieder auf ihre 

ursprünglichen, engeren Grenzen zurückgeführt.“37 Die Budgetbewilligung, zumal 

stark eingeschränkt, war den Ständen nur noch alle zwei Jahre vorbehalten (§§ 149, 

154 LVG), im Gegensatz zum StGG, in dem nach Paragraph 145 geregelt war, dass 

„Steuern und Abgaben… der jährlichen Bewilligung der allgemeinen Stände“ 

bedürfen. Eine Ausweitung der Gültigkeit des Landeshaushaltes wird in Paragraph 

155 des LVG bestimmt. War  es nach dem StGG nur möglich, beantragte Steuern bei 

Auflösung der Ständeversammlung nur „noch 6 Monate vom Ablauf der letzten 

Bewilligung an unverändert“ weiter zu erheben, wurde der Zeitraum auf ein ganzes 

Jahr ausgedehnt. Es war nach dem LVG sogar möglich, bei mehreren aufeinander 

folgenden negativen Beschlüssen der Ständeversammlung, dass der König „für ein 

Jahr die bisherigen Steuern auf den Grund der letzten ständischen 

Bewilligung…auszuschreiben und fortzuerheben“ konnte (§ 156 LVG). Ihm stand gar 

das Recht zu, falls das Budget bei erneuten Beratungen wieder nicht nachträglich 

beschlossen wurde, die Steuern für ein weiteres Jahr ohne die Bewilligung  der 

allgemeinen Stände zu erheben (§ 156 LVG). 

 

Im abschließenden Kapitel „Von den oberen Landes-Behörden und der königlichen 

Dienerschaft“ (Siebtes Kapitel des LVG) wurde die im StGG vorgesehene 

Ministerverantwortlichkeit nicht wieder aufgenommen. War es der 

Ständeversammlung noch möglich gewesen, eine Ministeranklage vorzunehmen, 

wenn eine vom Minister gegengezeichnete Bestimmung gegen das StGG verstieß – 

also eine „absichtliche Verfassungsverletzung“38 - , anzuklagen (§ 151), so wurde im 

LVG auf die Kontrasignatur, also einer Gegenzeichnung eines Ministers für ein zu 

erlassenes Gesetz, gänzlich verzichtet. Das Wegfallen der so genannten 

Ministerverantwortlichkeit gegenüber der Ständeversammlung ist als Einschränkung 

der ständischen Rechte zu sehen, da den Ständen so ein Mittel der Kontrolle 

genommen wurde und die Minister nur noch „allein dem Könige…verantwortlich“ 

waren (§ 168 LVG). Allerdings kann man auch zugestehen, dass das Wegfallen mehr 

als logisch gewesen ist, da der König das Recht inne hat, seine Minister ernennt und 

„nach Gefallen entlassen“ kann (§ 168 LVG). Die Stände durften außerdem nur 

beratend tätig werden und keine eigenen Gesetzesentwürfe einbringen, wie zuvor 

gezeigt. 
                                                 
37 Behr, Schele, S. 219. 
38 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 91. 
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Das im StGG vorgesehene Geheimrats-Kollgegium (§ 154 StGG) wurde in einen 

Staats-Rath umgewandelt (§ 169 LVG). Für beide Gremien war jedoch nur eine 

beratende Funktion vorgesehen, nur für den Fall, dass es einer Entscheidung bei 

Kompetenzstreitigkeiten zwischen „Gerichten und Verwaltungs-Behörden“ bedurfte, 

konnte der Staats-Rat bzw. das Geheimrats-Kollegium entscheiden. 

Die Unabhängigkeit der Gerichte wurde unter die Oberaufsicht des Königs gestellt (§ 

170 LVG). Demnach waren die Gerichte nicht mehr frei in ihrer Entscheidung, wenn 

sie unter der Oberaufsicht des König standen, da er Einfluss auf ihre 

Zusammensetzung, bzw. Einfluss auf die Bennennung der Richter haben konnte. 

Für den Fall, dass eine Verletzung des LVG statt findet, wird im Paragraphen 181 das 

Verfahren geregelt. Die Verantwortlichkeit zur Überprüfung liegt bei der allgemeinen 

Ständeversammlung, die dem König und nötigenfalls dem Deutschen Bund die 

„Rechte des Landes“ wahrnehmen soll. Bei einer Verletzung der landständischen 

Verfassung (§ 4 LVG) soll, vor allem wenn die Ständeversammlung zum Zeitpunkt 

der Verfassungsverletzung vertagt sein sollte, das Schatzkollegium sich an den König 

oder den Deutschen Bund wenden um für die Aufrechterhaltung dieser zu sorgen. 

Wichtig an diesem Punkt ist, dass die nach Paragraph 159 des LVG vom Könige 

ernannten Mitglieder dabei nicht an dieser Aufgabe partizipieren, sondern nur die 

Mitglieder, die durch ständische Wahlen im diesem Gremium sitzen. 

 

Nachdem die beiden Verfassungstexte miteinander verglichen wurden, soll nun das 

LVG beurteilt und im Vergleich zum StGG überlegt werden, in wiefern die 

unterschiedlichen Bestimmungen sich vor- oder nachteilig auf die verschiedenen 

Staatsorgane und insbesondere auf die Ständeversammlung auswirkten. Zuvor soll 

noch eine Beurteilung des Landesverfassungsgesetzes von 1840 nach den von Grimm 

aufgestellten Kriterien für eine moderne Verfassung statt finden. 

 

IV. Kriterien nach Grimm 

In der Deutschen Verfassungsgeschichte von Dieter Grimm werden drei wesentliche 

Merkmale einer modernen Verfassung genannt39: Sie muss „herrschaftsbegründend“ 

sein, d.h. die Herrschaft im Staate wird durch die Verfassung überhaupt erst 

ermöglicht und legitimiert. Sie stellt die Grundlage des gesamten Staatslebens dar. Da 

der hannoversche König „als Souverain die gesammte Staatsgewalt ungetheilt in 

                                                 
39 Grimm, Verfassungsgeschichte: S. 12 
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Sich“ vereinigt (§ 5 LVG), kann dieses Kriterium nicht als erfüllt angesehen werden. 

Der König steht nicht auf dem Boden des LVG, sondern darüber. Das LVG wird kraft 

seiner Gewalt überhaupt erst ermöglicht, seine Herrschaft ist die Voraussetzung für 

das LVG. Dagegen spricht zudem Paragraph 14 des LVG. Der Thronfolger tritt, wie 

bereits erläutert, unmittelbar die Nachfolge an und schwört somit erst als Monarch auf 

die Verfassung, nicht vorher. 

 Das zweite von Grimm angeführte Kriterium ist das der umfassenden Gültigkeit der 

Verfassung. Regelte die Verfassung also nicht nur „punktuell“ die „Staatsgewalt nach 

Entstehung und Ausübung“40, sondern alle Bereiche des staatlichen Lebens? Diese 

Frage ist klar zu beantworten: Die Staatsgewalt wurde nicht durchgehend geregelt, 

der König stand, wie bereits gezeigt, extrakonstitutionell über der Verfassung. 

Außerdem gab es zahlreiche Bereiche, die erst einer weiteren Regelung bedurften. 

Viele Entscheidungen hingen vom König ab, ohne dass ein Verfahren dafür in der 

Verfassung explizit bestimmt waren. Zahlreiche Bestimmungen des LVG weisen dem 

König eine „Kompetenz-Kompetenz“ 41 zu, also die uneingeschränkte Souveränität 

und die letzte Entscheidungsgewalt. Schließlich lautet die Frage, ob die Verfassung 

„universal“ ist, also für alle Herrschaftsunterworfenen gleichermaßen galt. Dieses 

letzte Kriterium ist als erfüllt anzusehen, da die Verfassung für alle Landesuntertanen 

gleich bindend war.  

Beurteilt nach Grimms Kriterien war die hannoversche Verfassung keinesfalls 

modern, sondern stellte eine Mischform aus der alten „Konstitution“ und der 

modernen Verfassung dar. Viele Elemente einer modernen Verfassung, die 1833 in 

das Staatsgrundgesetz aufgenommen worden waren, wie zuvor gezeigt wurde, fielen 

der Herrschaftsauffassung Ernst August zum Opfer. Verglichen jedoch mit anderen 

Staaten des Deutschen Bundes blieb Hannover dennoch ein Verfassungsstaat bzw. 

wurde nach drei Jahren relativer Verfassungslosigkeit wieder zu einem. Zumindest 

gab es eine Verfassung. 

 

 

 

 

 

                                                 
40 ebd. 
41 ebd., S. 140. 
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V. Versuch einer Einordnung 

Huber charakterisiert die hannoversche Verfassung von 1840 als einen Sonderfall, 

nämlich „ein aus restaurativen und repräsentativen Elementen gemischtes 

Verfassungsmodell.“42 Er nennt sie gar eine „Kompromißlösung zwischen dem 

altständischen und dem repräsentativen Prinzip.“43 Die Staatsgrundgesetz vom 26. 

September 1833 bedeutete für Hannover dagegen einen Eintritt „in die Reihe der 

konstitutionellen deutschen Staaten“44 Huber charakterisiert es als „ein Reformwerk, 

das den Charakter eines konservativ-liberalen Kompromisses besaß.“45 Beide 

Verfassungen seien laut Huber also ein Kompromiss. Doch dieser Kompromiss wurde 

zwischen verschiedenen Parteien geschlossen. Handelte es sich beim StGG noch um 

einen Kompromiss zwischen konservativen und liberalen Kräften, so wird beim Blick 

auf das LVG deutlich, dass sich kaum noch liberale Bestimmungen innerhalb dieser 

Verfassungsurkunde finden. Huber beurteilt das Königreich Hannover unter der 

Verfassung von 1840 als einen „Verfassungsstaat moderner Prägung, mit einer die 

Gesamtheit des Verfassungslebens normierenden Konstitution“46. Diese Behauptung 

kann, wie oben gezeigt, nicht als richtig angesehen werden. Modern im Vergleich zu 

1819 war das LVG sicherlich, was Grimm bestätigt: Der Verfassungsentwurf von 

1840 falle „im Ergebnis zwar hinter die Verfassung von 1833“ zurück, stehe dieser 

aber sicher noch näher als dem Patent von 1819.47 Doch mit einem 

extrakonstitutionellen Monarchen an der Spitze des Staates und den zahlreichen 

Einschränkungen, die das ständische Mitbestimmungsrecht erfuhr, ist es fragwürdig, 

diese Behauptung als völlig richtig anzusehen. Bei seiner Beurteilung der Verfassung 

nennt Huber zwar die wesentlichen Einschränkungen, die das LVG im Vergleich zum 

StGG mit sich brachte, jedoch vergisst er dabei, die erneute Kassentrennung zu 

nennen, die – wie gezeigt – eine sehr deutliche Einschränkung der ständischen 

Mitbestimmung bedeutete und einen der Kernunterschiede beider Verfassungen 

darstellt. 

 

                                                 
42 Huber, Dokumente I, S. 304. 
43 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 124. 
44 ebd., S. 91. 
45 ebd., S. 90. 
46 ebd., S. 114. 
47 Grimm, Verfassungsgeschichte, S. 167. 
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VI. Schlussbetrachtung 

Festzuhalten ist jedoch, dass Hannover trotz der Einschränkungen, welche es durch 

das LVG erfuhr, dennoch im Gegendsatz zu den beiden deutschen Großmächten 

Preußen und Österreich sowie einigen Einzelstaaten des Deutschen Bundes ein 

Verfassungsstaat blieb.48 Die in der Einleitung aus der NDB zitierte Feststellung, dass 

sich mit dem Landesverfassungsgesetz von 1840 in Hannover kaum etwas geändert 

habe, ist – wie gezeigt – nicht zutreffend. Sicherlich wurden viele Abschnitte sogar 

wortwörtlich übernommen, doch wurde nicht nur „lediglich das ständische 

Budgetrecht“ eingeschränkt49. Vielmehr wurde das Staatsleben auf eine neue 

Grundlage gestellt. Der König steht extrakonstitutionell über der Verfassung, er ist 

nicht auf die Verfassung vereidigt, bindet sich somit nicht an die Bestimmungen, da 

er, wie gezeigt, „ohne daß es dazu einer weiteren Handlung bedarf“ die Regierung 

„unmittelbar“ antritt. Was die Einschränkung des Budgetrechts betrifft, so ist zu 

konstatieren, dass es sich um eine erhebliche Einschränkung handelte, verlor doch die 

Ständeversammlung die Kontrolle über einen Grossteil der Finanzen. 

Verwunderlich ist, dass Ernst August der allgemeinen Ständeversammlung dennoch 

Rechte überließ. Betrachtet man sein äußerst harsches Vorgehen während des 

Verfassungskampfes, so stellt sich die Frage, warum er den Ständen einerseits noch 

Mitbestimmungsrechte zubilligte und andererseits überhaupt wieder eine Verfassung 

erließ. In dieser Hinsicht war Ernst August vielleicht nicht ganz so unmodern und 

konservativ, wie es ihm gerne nachgesagt wird. 

 

Diese Arbeit war primär dahingehend angelegt, die beiden Verfassungen Hannovers 

miteinander zu vergleichen und zu zeigen, dass sich hinter dem Handeln Ernst 

Augusts auch ein politisches Kalkül verbarg: eine stärkere Betonung wenn nicht gar 

Überbetonung des monarchischen Prinzips. Für Ernst August war es ausgesprochen 

wichtig, seine Stellung nicht durch eine geschriebene Verfassungsurkunde 

eingeschränkt zu sehen. In diesem Lichte ist sowohl der Verfassungskonflikt als auch 

der Erlass der Verfassung von 1840 zu sehen: „es war eine Schlacht, die ich für Euch 

alle geliefert habe, um das monarchische Prinzip zu retten.“50 Er „stellte den 

Grundsatz der königlichen Souveränität heraus.“51 Die ständische Mitbestimmung 

                                                 
48 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 151. 
49 Mühlhan, Bernhard: Ernst August, in: Historische Kommission bei der bayrischen Akademie der 
Wissenschaften (Hrsg.): Neue Deutsche Biographie, Band 4, Dittel – Falck, Berlin 1959. 
50 Willis, Ernst August, S. 284. 
51 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 151. 
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wurde erheblich eingeschränkt, die Ministerverantwortlichkeit beseitigt und die 

Vereinigung der Kassen wieder aufgehoben. Der König als Souverän erhielt wieder 

mehr Kontrolle über die Politik im Königreich Hannover als zuvor. Huber zufolge 

hätte sich aber der gesamte Kampf um die Verfassung nicht gelohnt, da die 

„rückwärtsführenden Bestimmungen der Verfassung von 1840…im Vergleich zum 

Staatsgrundgesetz von 1833 nicht erheblich ins Gewicht“ fielen.52 Doch im Vergleich 

zum königlichen Patent vom Dezember 1819 war das Landesverfassungsgesetz von 

1840 in vieler Hinsicht nicht so einschränkend. In diesem Zusammenhang wäre ein 

Vergleich des Patents von 1819 mit dem Landesverfassungsgesetz von 1840 

interessant, um herauszuarbeiten, inwieweit das LVG sich auf die Bestimmungen von 

1819 zurück besann.   

In dieser Arbeit konnten nur die verfassungsrechtlichen Bestimmungen aufgeführt 

werden. Interessant wäre in diesem Zusammenhang auch, wie beispielsweise die 

Zweite Kammer zusammengesetzt war, betrachtet man die Möglichkeit, dass Beamte 

nach Paragraph 99 des LVG der Bestätigung ihrer Behörde bedurften, um in die 

Zweite Kammer einziehen zu dürfen. Nahm die Regierung so Einfluss auf die 

Zusammensetzung der Zweiten Kammer? Welche Gesetze wurden geändert und 

welche wurden neu erlassen um den Einfluss der gemäßigten Kräfte weiter zu 

schwächen? 

Von Heinemann weist schließlich noch darauf hin, dass die Verfassung nicht geeignet 

gewesen sei, die nötigen Veränderungen in Hannover zu bewirken, da einerseits 

immer noch über die „fortgesetzte Bevorzugung des Adels, über die Zurücksetzung 

der bürgerlichen Elemente in dem Beamtenstande, über die Willkür der 

Polizeiverwaltung“ und zahlreiche andere Missstände geklagt wurde.53 Vielmehr 

kommt er zu dem Schluss, dass der Krone eher ein Nachteil als ein Vorteil aus der 

neuen Verfassung entstanden sei, da die Kassentrennung, wie im LVG bestimmt, 

nicht vorteilhaft gewesen sei. Auch die erste Kammer der allgemeinen 

Ständeversammlung zeigte sich „nicht so fügsam, wie man wohl erwartet hatte.“54 

Oberschelp weist darauf hin, dass das Land aufgrund des Landesverfassungsgesetzes 

„weit vollständiger vertreten war als in den Vorjahren“55. Es gab unter anderem einen 

Streit um verschiedene Etatfragen und den Termin der Kassentrennung, der „erst im 

                                                 
52 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 114. 
53 Heinemann, Otto von: Geschichte von Braunschweig und Hannover, Bd. 3, Gotha 1892, S. 443. 
54 ebd. 
55 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 153. 
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Jahre 1844 durch einen Kompromiß beigelegt“ wurde.56 Bei Schubert findet sich der 

Hinweis, dass trotz des Verfassungskonfliktes die Behörden ihre Arbeit fort führten. 

So kam es am 1. November des Jahres 1840 – also genau drei Jahre nach dem 

königlichen Patent über die Aufhebung der Verfassung -  dazu, dass ein neues 

Kriminalgesetzbuch in Kraft trat, „das…geeignet ist, die Charakterisierung 

Hannovers als eines Rechtsstaates zu belegen.“57

Ein Ausblick auf das Jahr 1848 sollte an dieser Stelle noch gewagt werden. In diesem 

für die europäische Geschichte bedeutenden Jahr gab zwar keine wesentlichen 

Unruhen in Hannover, jedoch eine Änderung der Verfassung. Viele der durch das 

LVG geänderten Bestimmungen wurden wieder auf den Stand des StGG von 1833 

zurückgesetzt, die Verfassungsänderung bewirkte zudem eine andere 

„Zusammensetzung der Ersten Kammer, indem sie die Aufnahme von zehn Vertretern 

des Handels- und Gewerbestandes in sie verfügte.“58 Auch die Zweite Kammer wurde 

durch ein neues Wahlgesetz in ihrer Zusammensetzung verändert, da die 

Wahlberechtigung ausgeweitet wurde.  

 

Wie gezeigt wurden die ständischen Mitbestimmungsrechte erheblich eingeschränkt. 

Hierbei wäre es interessant, einen Blick auf die neue Geschäftsordnung59 und das 

neue Wahlgesetz60 zu werfen, die jeweils kurz nach Erlass der Verfassung verkündet 

wurden. Inwieweit bedeuteten sie eine weitere Einschränkung der ständischen 

Rechte? Oberschelp weist darauf hin, dass nach der neuen Geschäftsordnung keine 

öffentlichen Verhandlungen der Ständeversammlung mehr vorgesehen waren und das 

Wahlgesetz eine „Wahlpflicht“ vorsah, eine „Verweigerung…mit Strafe bedroht“ 

wurde.61 Wie beeinflusste das die kommenden Wahlen zur Ständeversammlung? Wie 

schränkte die neue Geschäftsordnung die Stände in ihrem täglichen Geschäft ein, 

verglichen mit der alten, die 1833 am Tage der Verkündigung des 

Staatsgrundgesetzes erlassen worden war? 

 

                                                 
56 ebd., S. 155. 
57 Schubert, Ernst: Verfassung und Verfassungskämpfe im frühen 19. Jahrhundert, in: Hucker, Bernd 
Ulrich/Schubert, Ernst/Weisbrod, Bernd (Hrgg.): Niedersächsische Geschichte, Göttingen 1997, S. 419 
– 479, S. 460. 
58 Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 538 – 539. 
59 Patent vom 4. September 1840. 
60 Wahlgesetz vom 6. November 1840. 
61 Oberschelp, Politische Geschichte Niedersachsens, S. 152. 
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Der Vergleich der beiden Verfassungstexte belegt, dass das LVG eine Einschränkung 

im Vergleich zum StGG bedeutete. Soweit der Vergleich der Texte. Was aber zeigt 

das weitere politische Leben und Geschehen und Hannover, entsprach die Verfassung 

der Verfassungswirklichkeit? Waren die Stände in ihren Rechten so eingeschränkt, 

wie es das LVG vorsah?  
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